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Weitere
Themen in
diesem Heft:

Haushalt
verabschiedet

–  Steigendes
Defizit 

–  Soziale Ak-
zente gesetzt

Portrait: 
Norbert
Knabben
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Liebe Leserinnen,
liebe Leser,
liebe grüne Freunde
und Freundinnen,

aus verschiedensten Gründen ist im
letzten Jahr nur eine Ausgabe unse-
res  ������ � �	
��	��� � er-
schienen. Nun endlich liegt die Nr. 5
vor  und es sind noch zwei weitere
Ausgaben für dieses Jahr geplant.

Als Schwerpunkt bietet dieses Heft
einen  Überblick  über  aktuelle  The-
men  aus  unserem  Hauptarbeits-
kreis Soziales, in dem die Bereiche
Arbeit,  Soziales,  Gesundheit,  Kul-
tur,  Schule,  Jugend  und  Sport
diskutiert werden. Ergänzt wird dies
durch  Informationen  zum  kürzlich
verabschiedeten Haushalt für 2007.

Eine zufällige, aber nicht uninteres-
sante Kombination. Zeigt sich doch,
dass  trotz  der  schwierigen  Finanz-
situation  Spielräume – wenn  auch
in engen Grenzen – für Ansätze ei-
nes  Sozialen Duisburgs  vorhanden
sind.
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Der diesjährige Haus-
halt  wurde  gerade
verabschiedet  und
mit  ihm  auch  der
Jugendhilfeetat, der
wiederum 56  Milli-
onen  Euro  für  die
Fremdplatzierung

von  Kindern und Jugendlichen  ein-
geplant hat.

Diese Situation des hohen Etats ist
uns seit Jahren bekannt. Wenn Kin-
der und Jugendliche in die Notsitua-
tion kommen, in Heimen oder Pfle-
gefamilien untergebracht werden zu
müssen,  ist  es  eine  gesetzliche
Pflicht der  Kommune,  dieses  auch
zu tun.
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Nichtsdestotrotz  stellt  sich  alleine
schon aus finanziellen Gründen die
Frage,  wie  perspektivisch  Fremd-
platzierung reduziert  werden kann.
In  diesem  Zusammenhang  kann
man  nur  von  einer  langfristigen
Perspektive ausgehen.

Im  Rahmen  meiner  Erfahrung  als
Bezirkssozialarbeiterin  konnte  ich
immer  wieder  feststellen,  dass
überforderte  Eltern  oft  erst  päda-
gogische Hilfe in Anspruch nehmen,
wenn  sprichwörtlich  „das  Kind  in
den Brunnen gefallen ist“. Wie kann
diese Situation verändert werden?

Aus  meiner  Sicht  halte  ich  es  für
wichtig,  dass  Möglichkeiten  entwi-
ckelt  werden,  Eltern  frühzeitig  in
ihrem Erziehungsverhalten zu  stär-
ken und – falls es bereits zur Über-
forderung  gekommen  ist  –  sie  zu
motivieren,  rechtzeitig  Hilfen  anzu-
fordern und anzunehmen.
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Prävention  bedeutet  für  mich  zum
einen  eine  Intensivierung  der  be-
stehenden  ambulanten,  pädagogi-
schen  Angebote  und zum anderen
die  Stärkung  der  Elternarbeit  be-
reits  bei  Kindern  im  Kindergarten-
alter.

In  der  letzten  Jugendhilfeaus-
schusssitzung  wurde  z.B.  verab-
schiedet,  dass  vier  zusätzliche
sozialpädagogische  Tagesgruppen
mit  40  Plätzen  in  Duisburg einge-
richtet werden sollen. Des Weiteren



hat  Grün/Schwarz  erreicht,  dass
500.000 �  für die Präventionsarbeit
in  diesem  Jahr  eingesetzt  werden.
Davon sollen 300.000 �  für den Kin-
derbereich und die Elternarbeit und
200.000  �  für  den  Jugendbereich
eingesetzt werden.

Über  das  Thema  der  Kindeswohl-
gefährdung  und  die  Diskussion
über Frühwarnsysteme war im ver-
gangenen  Jahr,  bedingt  durch  die
tragischen Todesfällen von  kleinen
Kindern,  immer  wieder  in  den
Medien  zu  lesen.  Durch  unsere
Bereitschaft, im Bereich Prävention
Geld  zu  investieren,  sind  wir  auf
einem guten  Weg zukünftige  Fälle
von massiver  Gefährdung zu  redu-
zieren  und Warnsignale  rechtzeitig
zu erkennen.

/� $	������������������������

Im  Bereich  der  Jugendlichen  ist
ebenfalls Handlungsbedarf. Themen
wie  Jugendarbeitslosigkeit,  Ko-
matrinken,  gewaltverherrlichende
Internetspiele,  Drogenmissbrauch,
etc. sind uns allen aus den Medien
und dem ein oder anderen aus dem
beruflichen/privaten  Umfeld  be-
kannt. In meinem Arbeitsfeld konn-
te ich beispielsweise erleben, dass
viele  Jugendlichen es völlig  unpro-

blematisch finden zu kiffen.

Nicht  selten  verschärfen  die  ge-
nannten Probleme und ihre Folgen
die  familiäre  Situation,  was  letzt-
endlich auch zu einer Fremdplatzie-
rung führen kann.

5�����	������������		�����	�""��

Uns  Grünen  ist  es  wichtig,  dass
Jugendliche  mit  ihren  gesellschaft-
lichen  und individuellen  Problemen
nicht alleine  gelassen  und entspre-
chende  Hilfsangebote  initiiert  wer-
den.  Die  Stadtverwaltung  wurde  in
der  letzten  Jugendhilfeausschuss-
sitzung  beauftragt  bezüglich  des
Grün/Schwarzen Präventionspaketes
Konzeptionen zu entwickeln. Neben-
bei erwähnen möchte ich auch, dass
in der nächsten Sitzung das Konzept
für die Einrichtung eines Jugendzen-
trums in der Stadtmitte besprochen
wird. Somit besteht die Chance, dass
im  Bereich  Freizeitgestaltung  von
Jugendlichen  mittelfristig  sich  auch
etwas entwickelt.

Birgit Struppek

Birgit Struppek ist Ratsfrau und ju-
gendpolitische Sprecherin der grünen
Ratsfraktion.
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In  der  Landschaft
der  kommunalpoli-
tischen  Diskussio-
nen  wurde  in  den
letzten  Jahren  sehr
wenig  über  das
Thema „Sucht- und
Drogenmittelkon-

sum“  und   psychosoziale  Versor-
gung der Suchtkranken in Duisburg
gesprochen. Aufgrund der aktuellen
Entwicklungen  im  Hinblick  auf  die
Haushaltsdebatte und Versorgungs-
mängel  im  Bereich  der  Suchtkran-
ken  und  Drogenmittelabhängigen
war es an der Zeit, eine neue Dis-
kussion  über  die  Sucht-  und  Dro-
genpolitik  der  Grünen  vor  Ort  zu
führen.

Sucht kennt weder  nationale noch
internationale Grenzen. Sie ist eine
Krankheit und allgegenwärtig. Auch
in Duisburg sterben jährlich mehre-
re tausend Menschen an den direk-
ten oder indirekten Folgen von lega-
lem (Tabak, Alkohol) oder illegalem
Sucht-  und  Drogenmittelkonsum.
Tagtäglich  treffen  wir  in  unserer

unmittelbaren Nähe, Menschen mit
unterschiedlichen  Suchtsymptoma-
tiken bzw. Problematiken.

Im  Rahmen  einer Sitzung des  HAK
Soziales wurde 2006 dieses Arbeits-
papier  den  Mitgliedern  vorgestellt
und  einstimmig  als  sucht-  und
drogenpolitisches  Eckpunktepapier
von B90/Die Grünen verabschiedet.
Auch  der  Ausschuss  für  Arbeit,
Soziales und Gesundheit hat einen
entsprechenden  Antrag einstimmig
positiv entschieden.

Seit  Anfang  2007  gibt  es  eine
Arbeitsgruppe  mit  Vertretern  der
unterschiedlichen  Sucht-  und  Dro-
genhilfeeinrichtungen aus Duisburg,
die  unter  der  Federführung  von
Herrn Bathen, Organisationsberater
und Mitglied im Vorstand der Deut-
schen  Hauptstelle  für  Suchtfragen
(DHS-Hamm), an einem neuen kom-
munalpolitischen  Sucht-  und  Dro-
genhilfekonzept arbeiten. Das neue
Konzept  soll  voraussichtlich  im
Herbst 2007 fertig gestellt sein.

'���������� ��� ��6��.�!��"$���

· Nach den Angaben des Amtes für
Statistik  (12/2006)  leben  insge-
samt 498.466  Menschen,  davon
75.373 (15,9 %) mit ausländischer
Nationalität, in Duisburg. Die Zahl
der  Menschen  mit  Migrations-
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hintergrund  liegt  bei  mehr  als
einem Drittel.

· Die Zahl der Konsumenten harter
Drogen beläuft sich auf 3.500 bis
4.000, auch hier machen Migran-
ten mit 1.000 bis 1.200 ein Drittel
aus.  Allerdings  haben  nur  eine
städtische  Mitarbeiterin  und  ein
Suchtberater  Migrationshinter-
grund.

· Für die Koordination und Vernet-
zung der Sucht- und Drogenhilfe-
angebote in Duisburg ist der Psy-
chosoziale  Arbeitskreis  (PSAG)
mit  vier  Arbeitsunterkreisen  als

Fachgremium zuständig.

· Es  gibt  einen  Suchtkoordinator
sowie einen  Psychiatriekoordina-
tor der Stadt Duisburg,  die  dem
Gesundheitsamt  der  Stadt  Duis-
burg untergeordnet sind.

· Seit  2005  existiert  ein  „Runder
Tisch  Sucht“  mit  Vertretern  der
Sucht-  und  Drogenhilfeträgern
vor Ort.

· Im Bereich der  Suchtvorbeugung
gibt  es  eine  Beratungsstelle  des
städtischen Jugendamtes mit drei
Mitarbeitern.



· 2005  wurde  ein  gemeinsamer
Antrag von Caritas und Diakonie-
werk zur  Übernahme der Einrich-
tung  im  Jugendhilfeausschuss
gestellt. Eine solche Veränderung
steht jedoch nicht mehr  zur  Dis-
kussion.

· Jährlich stellt die Kommune, neben
den Fördermitteln des Landes, ca.
eine Million Euro für die zwei Dro-
genberatungstellen und die Sucht-
prophylaxe zur Verfügung.

· Für die Substitution (z.B.  Metha-
don)  stehen  neben  der  Metha-
donambulanz  in  Rheinhausen,
örtliche Praxen der Ärzte in Duis-
burg zur  Verfügung.  Zur  psycho-
sozialen Betreuung der Substitu-
ierten sind zwei Mitarbeiter in den
Drogenberatungsstellen  zustän-
dig.

· Der  „Suchtbericht  2006“  der
Deutschen Hauptstelle gegen  die
Suchtgefahren  (DHS)  Hamm,
fordert  in  seinem  „Rahmenplan
für  ambulante  Beratungs-  und
Behandlungsstellen“  eine  Bera-
tungsstelle  für  ca.  100.000
-150.000  Einwohner  mit  einem
Personalschlüssel  von  1:10.000.
Städte,  wie  Duisburg  mit  fast
500.000  Einwohnern  müssten
demnach  fünf  Drogenberatungs-
stellen zur Versorgung der Sucht-
kranken haben,  was  in Duisburg

strukturell nicht geregelt ist.

Versorgungsangebote vor Ort:Versorgungsangebote vor Ort:Versorgungsangebote vor Ort:Versorgungsangebote vor Ort:
Es gibt in Duisburg zwei Drogenbe-
ratungsstellen (Drogenberatung der
Stadt  Duisburg-Walsum/Drogenbe-
ratung  der  Diakonie  Duisburg-Mit-
te)

Hinzu  kommen  drei  Suchthilfeein-
richtungen:

· Nikolausburg  in  Ruhrort  (Bera-
tungs-  und  Behandlungsstelle
vorwiegend Alkohol und Medika-
mente,  Ambulante  Rehabilitation
Sucht)

· Alexianer  Bürgerhaus  Hütte
gGmbH in Rheinhausen (Zentrum
für  Abhängigkeitserkrankungen).
Vom Land geförderte  Suchtbera-
tungsstelle.  Hier  steht  allein  die
Suchtdynamik  im  Vordergrund.
Die  Alexianer  Bürgerhaus-Hütte
gGmbh übernimmt alle  Aufgaben
einer  traditionellen  Beratungs-
stelle und ist  auch Behandlungs-
stelle  aller  legalen  und illegalen
Suchtmittel, pathologisches Glücks-
spiel  und  Essstörungen,  ambu-
lante  Rehabilitation,  Sucht  und
Nachsorge für Alkohol-  und/oder
Medikamentenabhängige  und
auch  für  Drogenabhängige  (u.a.
auch  staatliche  Anerkennung
seitens  der  Bezirksregierung  zur
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Durchführung  von  ambulanter
Therapie  nach  §§  35,  36  BtMG
„Therapie  statt  Strafe“).  Im  Mo-
ment ist  die Integration Substitu-
ierter  in  den  Rehabilitationspro-
zess  Gegenstand  von  Verhand-
lungen mit  den Leistungsträgern.
Darüber  hinaus  wird  die  Durch-
führung  ambulanter  Rehabilita-
tion für Glücksspieler vorbereitet.
Weiterhin existiert dort auch eine
Psychotrauma-Ambulanz, die zum
Psychotrauma-Netzwerk  NRW
gehört.  Die  Suchtberatungsstelle
Alexianer  Bürgerhaus  Hütte

gGmbh erhält  als  einzige  Sucht-
beratungsstelle keine städtischen
Zuschüsse.

· St. Camilius  in  Walsum (Fachkli-
nik  und  Ambulanz,  auch  Ambu-
lante Rehabilitation Sucht)

Daneben gibt es in Duisburg sechs
Einrichtungen  für  Entgiftung  und
weitere  sechs  stationäre  und  vier
ambulante  Therapieeinrichtungen.
Beim Jugendamt der Stadt ist  eine
Fachstelle für Suchtprophylaxe ein-
gerichtet und 70 Selbsthilfegruppen
engagieren sich zu diesem Thema. 
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Grüne Eckpunkte zur OptimierungGrüne Eckpunkte zur OptimierungGrüne Eckpunkte zur OptimierungGrüne Eckpunkte zur Optimierung
eines  neuen  kommunalen  Suchteines  neuen  kommunalen  Suchteines  neuen  kommunalen  Suchteines  neuen  kommunalen  Sucht----
hilfesystems in Duisburghilfesystems in Duisburghilfesystems in Duisburghilfesystems in Duisburg

· Jeder  Suchtkranke  und  Drogen-
abhängige hat Anspruch auf Bera-
tung,  Therapie  und  Nachsorge.
Ebenso muss die Kommune Maß-
nahmen  zur  beruflichen  Wieder-
eingliederung u.a.  über die ARGE
(SGB)  entwickeln und zur  Verfü-
gung stellen (u.a.  rückfallpräven-
tive Maßnahmen)

· Neukoordination  und  Organisa-
tion  des  Suchthilfesystems  für
eine flächendeckende Versorgung
in  Duisburg.  Die  Rolle  der
Kommune,  Suchtkoordinator  der
Stadt  Duisburg,  muss  hierbei
deutlicher  sein  als  bis  jetzt
(Federführung). 

· Synergieeffekte  erzielen  durch
Einbindung  aller  Suchthilfeein-
richtungen  („neues  kommunales
Suchthilfekonzept und Planung“) 

· Überprüfung  der  Kommunalen
Zuschüsse  an  die  Träger  der
Suchthilfe.  Dabei  muss auch  ein
neues  Verteilungskonzept  erar-
beitet werden (Haushalt 2008).

· Zentrale  Anlaufstellen  in  den
Stadtbezirken mit niedrigschwelli-
gen  Suchthilfeangeboten  (Ver-
meidung  von  Verelendung  der
Suchtkranken).  Hierzu  bestehen

nach  näherer  Betrachtung  der
aktuellen Standorte der Suchthil-
feeinrichtungen optimale Voraus-
setzungen.

· Die  Suchtprophylaxe  des  städti-
schen  Jugendamtes  bietet  eine
breitgefächerte  Angebotspalette
zur Suchtvorbeugung in Duisburg
an.  Sie  muss als  städtische Ein-
richtung  der  Jugendhilfe  fortbe-
stehen und darf nicht an freie Trä-
ger  übergeben  werden.  Dies  ist
wichtig,  um den  kultursensiblen
Ansatz  fortzuführen und den  ho-
hen  Standard  zu  halten.  Außer-
dem ist  dies  die  optimalste  Lö-
sung angesichts der bestehenden
Ressourcen.

· Die  Suchtprophylaxe  der  Stadt
Duisburg  muss,  in  Zusammenar-
beit  mit  Jugendhilfeträgern  und
Schulen, Maßnahmen zur Präven-
tion vor  Ort entwickeln  und um-
setzen.  Sie  muss  weiterhin  als
eine  Einrichtung der  städtischen
Jugendhilfe  existieren  und  darf
nicht an einen freien Träger über-
geben  werden.  Dabei  kann auch
ein  konzeptioneller  und  struktu-
reller Zusammenschluss der städ-
tischen  Drogenberatungsstelle
mit  der  Suchtprophylaxe  neue
Wege  in  der  Suchthilfe  erschlie-
ßen.

· Erstellung  eines  „Suchthilfebe-
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richtes Duisburg“ in zweijährigen
Abständen. Hier müssen Informa-
tionen über den Umfang der Pro-
blematik, Hilfeformen, Einrichtun-
gen  der  Suchtkrankenhilfe  und
Berichte über die einzelnen Tätig-
keitsbereiche  sowie  zukünftige
Planungen und Vorhaben beinhal-
tet  sein.  Der  Bericht  muss  der
Kommunalen  Gesundheitskonfe-
renz,  ASG, JHA und dem Rat der
Stadt Duisburg vorgelegt werden.

· Es darf im Bereich der Suchthilfe
keine Monopolstellung eines Trä-
gers geben, sondern es muss eine
breite  und  flächendeckende  An-
gebotsstruktur  mit  allen  vorhan-
denen  Einrichtungen  gewährleis-

tet sein. Letztendlich führen Aus-
gliederungen  der  kommunalen
Hilfeangebote  zu  keinen  Sparef-
fekten.

· Neukoordination  der  Streetwor-
ker-Bereiche mit präventivem An-
satz.

· Erstellung  von  Maßnahmen  und
Angeboten zum Umgang mit  der
offenen  Drogenszene im  Bereich
der  Fußgängerzone  und  in  den
Grünanlagen  (keine  Politik  der
Platzverbote,  sondern neue päd-
agogische Wege) 

· Neukoordination der mobilen Be-
ratung und Einführung von inter-
kulturellen  Leitlinien  innerhalb
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Grünen im Rat der Stadt Duisburg
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Einige  Fotos  dieser  Ausgabe  wur-
den  uns freundlicherweise von der
Walsumer  Initiative  gegen  Rechts
zur Verfügung gestellt, die sich ins-
besondere für die Aufarbeitung der
Geschichte  der  Zwangsarbeit  in
Duisburg engagiert.
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des gesamten Suchthilfesystems.

· Der Ansatz „Interkulturelle Sucht-
hilfe“ muss fester Bestandteil der
Konzepte  der  Suchthilfeeinrich-
tungen sein und der Mitarbeiter-
stab  muss mit  mehr  Kräften  mit
Migrationshintergrund  aufge-
stockt werden. 

Unterschiedliche  Studien  zeigen,
dass  Migrantinnen  und  Migranten
die  Angebote  des  Gesundheitswe-
sens seltener in Anspruch nehmen
als  die  Einheimischen,  auch  wenn
ihnen  diese formal  genauso  offen
stehen (Elke Slawski-Haun in Psych-
iatrische Versorgung von Migrantin-
nen  und  Migranten  im  Rheinland,
aus Dokumentation der Fachtagung
2003 Köln).  Da die  Zugangsbarrie-
ren  in  der  Regel  nicht  rechtlicher
Natur sind, sind es Barrieren ande-
rer Art. Denn Migranten mangelt es
häufig an ausreichenden  Kenntnis-
sen  der  deutschen  Sprache,  aber
auch an Informationen über die An-
gebote  unseres  Gesundheitssys-
tems. Hierzu müssen die Träger des
Duisburger  Suchthilfesystems  sich
verpflichten,  sich  interkulturell  zu
öffnen. 

2006  haben  fast  alle  Sucht-  und

Drogenhilfeeinrichtungen  in  Duis-
burg  im Rahmen  eines  Landespro-
jektes der AWO-Integrations gGmbH
an dem Projekt „Interkulturelle Öff-
nung der Suchtkrankenhilfe“ teilge-
nommen  und  haben  den  Prozess
der interkulturellen Öffnung in ihren
Einrichtungen eingeleitet. 

Die  Ergebnisse  unseres  Diskussi-
onspapiers werden sich erst in den
nächsten  Jahren  zeigen,  welchen
positiven Beitrag wir als Grünen im
Bereich der psychosozialen Versor-
gung  der  Suchtkranken  und  Dro-
genabhängigen  eingeleitet  haben.
Hoffen wir, dass der Stellenwert der
Versorgung  der  Suchtkranken  und
deren  Angehörigen,  welche  Her-
kunft sie auch haben mögen, in der
Politik nicht untergeht. Denn sie ha-
ben auch das Recht menschenwür-
dig versorgt zu  werden  und zu  le-
ben,  auch wenn andere das Leben
anders definieren mögen.

Mustafa Arslan

Mustafa Arslan ist stellvertretendes
grünes  Mitglied  im  Ausschuss  für
Arbeit,  Gesundheit  und  Soziales
sowie Fraktionsvorsitzender in der
BV Mitte.
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Am 23.01.2006 hat der Rat der Stadt
Duisburg  einstimmig  beschlossen,
für  das  Klinikum  Duisburg  einen
strategischen  Partner  zu  suchen.
Angesichts eines verschärften Wett-
bewerbs auf dem Gesundheitsmarkt
und angesichts einer prognostizier-
ten  Überkapazität  an  Betten  in
Duisburg  bis  2020  von  40%  sind
alle im Rat vertreten Fraktionen und
Gruppen von der Notwendigkeit ei-
nes solchen Schrittes überzeugt ge-
wesen. So würde das Klinikum auch
frisches Geld für anstehende Inves-
titionen erhalten, über das die Stadt
nicht verfügt.

Inzwischen ist die ebenfalls ins Auge
gefasste Möglichkeit  einer kommu-
nalen  Kooperation  gescheitert,  da
aufseiten  Krefelds  kein  Interesse
mehr  an  einer  solchen Zusammen-
arbeit besteht. Ehrlicherweise muss
hinzugefügt  werden,  dass  ange-
sichts der wirtschaftlichen Lage des
Klinikums  Krefeld,  das  im  Gegen-
satz  zu  Duisburg  rote  Zahlen
schreibt und den erforderlichen Per-
sonalabbau noch vor sich hat, eine
Kooperation  wenig  Sinn  gemacht

hätte. Auch löst diese Variante nicht
das  Problem  des  fehlenden  Kapi-
tals.

Eine Entscheidung darüber, welcher
strategische  Partner  nun  ins  Boot
geholt  wird,  fällt  auf  der  Ratssit-
zung  am  26.  April.  Offensichtlich
gibt  es  nun  Kräfte,  die  einen  Be-
schluss gerne hinausschieben wol-
len.  Dies  wäre  aber  gleichbedeu-
tend mit einem gänzlichen Verzicht
auf  einen Teilverkauf  von Anteilen
oder zumindest mit einer Veräuße-
rung nur  zu  sehr  viel  schlechteren
Bedingungen. Denn jetzt sind priva-
te  Krankenhausbetreiber  noch dar-
an  interessiert,  einen  Einstieg  in
den Markt in NRW zu erreichen, und
bereit, auch eine Minderheitsbetei-
ligung zu akzeptieren.
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Wir Grünen  halten  daher nach wie
vor  am  einstimmigen  Beschluss
vom Januar 2006 fest, da die Siche-
rung  der  Arbeitsplätze  beim  Klini-
kum ohne einen Partner mit  einem
hohen  Risiko  behaftet  ist.  Zwar
weiß niemand, wie sich die Zukunft
entwickelt,  aber  der  Krankenhaus
Rating Report spricht eine deutliche
Sprache, die nicht ignoriert werden
sollte. Außerdem ist es nach einem



Prozess, der  mehr  als ein  Jahr  ge-
dauert hat,  an der Zeit,  die  Unge-
wissheit der MitarbeiterInnen durch
eine Entscheidung zu beenden.
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Welcher  der  verbliebenen  Bieter
nun den Zuschlag erhält, hängt von
einer Reihe Detailfragen ab. Für uns
Grüne  sind  dabei  mehrere  Punkte
entscheidungsrelevant:

· Inhaltlich  halten  wir  eine  Stär-
kung  der  Kinderklinik  sowie  der
Kinder- und Jugendpsychiatrie für
dringend erforderlich. Auch muss
die  Möglichkeit  von  Schwanger-
schaftsabbrüchen und der Metha-
donsubstitution erhalten bleiben.

· Zudem spielt die Frage der Sicher-
heit der Arbeitsplätze – wie lange
werden  betriebsbedingte  Kündi-
gungen  ausgeschlossen?  –  und
des Erhalts von Mitbestimmungs-
rechten eine wichtige Rolle.

· Und nicht zuletzt ist natürlich das
wirtschaftliche Konzept des Part-
ners von  Bedeutung und in wel-
chem Maße er  zur  Stärkung  der
Finanzkraft  des  Klinikums  bei-
trägt.

Als Fazit lässt sich festhalten, dass
der Verkauf von Anteilen beim Klini-
kum sich nicht für ideologische Gra-

benkämpfe  eignet.  Wie  die  Erfah-
rung gezeigt  hat,  eignet sich auch
die zu Zeiten der SPD-Herrschaft in
Duisburg beschlossene Minderheits-
beteiligung von RWE und Thüga bei
den  Stadtwerken  nicht  gerade  für
Untergangszenarien. Wir Grüne hof-
fen  daher,  dass  diese so  wichtige
Frage der  Zukunftsausrichtung des
Klinikums Duisburg wie bisher ein-
stimmig  von  allen  Fraktionen  und
Gruppen im Rat entschieden wird.

Ralf Krumpholz

13
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In den Sitzungen des
Kulturausschusses
(9.2.2007) und des
Rates  der  Stadt
Duisburg (12.3.2007)
wurden in diversen
Mitteilungsvorlagen
der Verwaltung der

Aufbau eines „NS-Dokumentations-
zentrums für Duisburg“ präsentiert.
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Damit geht auch für  den Autor ein
langer und beschwerlicher Weg er-
folgreich  zu  Ende,  der  seinen  An-
fang  1999  in  Walsum  nahm.  Mit
Gründung  der  Walsumer  Initiative
„Erinnern  gegen  Rechts“  und  mit
der  längst  überfälligen  Aufarbei-
tung des Themas „Zwangsarbeit  in
Duisburg  1940-1945“,  welches  im
März 2000 durch Ratsbeschluss auf
den  Weg  gebracht  wurde,  stellte
sich  für  die  Akteure  dieser  Ge-
schichtsarbeit  sehr  bald  die  Frage
der  Nachhaltigkeit  der  Forschungs-
ergebnisse  und  des  Stellenwertes
der  Erinnerungskultur  in  unserer

Stadt.

Während der rot-grünen Kooperati-
on  (1999-2003) in  Duisburg  haben
grüne Mandatsträger – Doris Janicki
als  Bürgermeisterin  sowie  Bezirks-
vertreter  und  Initiativensprecher
Franz Tews,  beide  auch  Mitglieder
der Duisburger  VVN, mehrfach ver-
geblich versucht , mit dem Koopera-
tionspartner  SPD,  dem  damaligen
SPD-Vorsitzenden  Hans  Pflug  und
der EX-OB Zieling, das Thema eines
vorzeigbaren  und würdigen  zentra-
len Dokumentationsortes in der Mit-
te unserer Stadt auf die Tagesord-
nung zu bringen.

Die SPD in Duisburg, welche eigent-
lich  aufgrund  ihrer  langjährigen
Historie eine eigene Opfergeschich-
te aus der NS-Zeit zu beklagen hat,
war zu diesem Zeitpunkt leider dazu
weder in der Lage, noch bereit, kon-
krete  Punkte  parlamentarisch  um-
zusetzen.

Unter  der  Überschrift:  “Kulturelle
Vielfalt  für  Duisburg“  konnten  wir
unmittelbar  nach  der  Kommunal-
wahl 2004 im Rahmen des 10 Punk-
te  umfassenden  Kooperationspa-
piers mit der CDU die Errichtung ei-
nes  „Dokumentationszentrums  zur
Geschichte  des  Nationalsozialis-
mus“  als  wesentlichen  Bestandteil

14
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Schwarz-Grüner  Kulturpolitik  in
Duisburg vereinbaren. Ein Verhand-
lungsergebnis,  welches  im  Unter-
schied  zur  vorherigen  Kooperation
mit  der  Duisburger  SPD  „gleiche
Augenhöhe“  der  Kooperationspart-
ner zur Grundlage hatte.
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Die im Januar  diesen Jahres vorge-
legte Mitteilungsvorlage der Kultur-
verwaltung zeigt in inhaltlich über-
zeugender  Schrittfolge  –  Aufbau
des  Zentrums,  Erarbeitung  einer
wissenschaftlich fundierten Konzep-
tion,  räumliche Unterbringung  und
Exkursionen  zu vergleichbaren  NS-
Gedenkstätten in Köln, Oberhausen
und Dortmund – dass dieses Projekt

mit  dem  Kulturdezernenten  Karl
Janssen und dem Projektbeauftrag-
ten Dr. J.P. Barbian auf einem guten
Weg ist.

Schließlich  und endlich  wird  dann
mit  der  Einrichtung  des  NS-Doku-
zentrums  im  neuen  Duisburger
„Stadtfenster“  der  Stadt  Duisburg
und  seinen  BürgerInnen  nicht  nur
sinnbildlich,  sondern  auch  optisch
nach über 60 Jahren ein Stück verlo-
ren gegangener Würde zurückgege-
ben.

Franz Tews

Franz  Tews  ist  Mitglied  im  Aus-
schuss für Umwelt und Grünflächen
sowie Fraktionsvorsitzender in der
BV Walsum für die grüne Ratsfrak-
tion.

Ratsfrakt ion Duisburg
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Es gab einst Zeiten
in  denen  in  Duis-
burg  kulturell  im
wahrsten Sinne des
Wortes  „Akzente“
gesetzt  hatte.  Man
kann  dem  damali-
gen Kulturdezernen-
ten,  Konrad  Schil-

ling,  gewiss  auch  kritisch  gegen-
über  stehen.  Doch  zu  seiner  Zeit
wurde kulturell in Duisburg tatsäch-
lich  etwas  bewegt.  Diese Ära  ging
jedoch 1992 zu Ende und damit ver-
ließen  uns  nicht nur  die  kreativen
Ideen, sondern auch der Mut, etwas
wirklich Neues in Sachen Kultur auf
die Beine zu stellen. 

Mehr als zehn Jahre plätscherte das
Kulturleben in Form eines Amtes in
Duisburg mehr oder weniger organi-
siert  dahin. 2003 erfolgte dann die
Eingliederung des städtischen Festi-
valbüros  in  die  Duisburg  Agentur
und es entstand die Duisburg Mar-
keting  Gesellschaft.  Da  sich  aber
auch das alleine nicht als das wirkli-
che Gelbe vom Kulturei entpuppte,
beschloss der Rat im April 2004 die
Bildung  der  eigenbetriebähnlichen
Einrichtung  „Kulturbetriebe  Duis-

burg“.  Folgende  Bereiche  wurden
darin  zusammengeführt:  Kulturbü-
ro,  Theater  und  Philharmonie,  Mu-
seum  der  Deutschen  Binnenschiff-
fahrt, Kultur- und Stadthistorisches
Museum,  Niederrheinische  Musik-
und  Kunstschule,  Stadtbibliothek
und Volkshochschule. Zur künftigen
organisatorischen  Zuordnung  des
Festivalbüros  der  Duisburg  Marke-
ting Gesellschaft war eine endgülti-
ge  Zuordnung nach  Abschluss  der
World Games vorgesehen. 

Diese Organisationsform wurde als
Probebetrieb  zweimal  verlängert
und endete im Dezember 2005. In-
zwischen hatte Duisburg auch wie-
der  einen  neuen  Kulturmann.  Karl
Janssen  wurde  Mitte  2005  Dezer-
nent für Familie, Bildung und Kultur.
Mit  dem Auslauf  des  Probebetrie-
bes  der  Kulturbetriebe  bekam der
neue  Kulturdezernent  im  wesentli-
chen die spannende Aufgabe über-
tragen, gemeinsam mit einer inter-
fraktionellen  Arbeitsgruppe,  die
Kulturverwaltung neu zu  organisie-
ren. 
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Am  26.  März  stellte  Karl  Janssen
dem Kulturausschuss die Eckpunkte
für  diese Neuorganisation vor.  Auf
der  Basis der gemachten Erfahrun-
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gen, Arbeitsgruppenergebnisse und
zuvor formulierten Grundziele zeig-
te er fünf Handlungsfelder auf:
Duisburger Philharmoniker und Fes-
tivalbüro
Kulturbüro/Freie  Kulturarbeit  in
Duisburg 
Theater
Volkshochschule,  Stadtbibliothek,
Niederrheinische  Musik-  und  Kunst-
schule
Museen/Stadtarchiv
Dabei  wird  festgestellt,  dass  die
Verwaltung  die  Schaffung  und
Gründung  einer  neuen  Duisburg
Kultur  GmbH  für  zukunftsweisend
hält.  Bei  diesem  Modell  soll  eine
Machbarkeitsstudie analysieren, ob
es sinnvoll ist, die Duisburger Phil-
harmoniker  gemeinsam  mit  dem
Festivalbüro  und unter Beteiligung
der  Duisburger  Wirtschaft  in  eine
gemeinsame GmbH zu führen.
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Wir  begrüßen  insbesondere,  dass
bei der Vorlage die freie Kultursze-
ne einen höheren Stellenwert zuge-
sprochen bekommt. Seit  jeher  war
es eine Grüne Forderung die ca. 500
freischaffenden  Künstlerinnen  und
Künstler stärker zu unterstützen. In
der Vorlage orientiert  sich die Ver-
waltung an den langjährigen Forde-

rungen  der  freien  Kulurszene  und
somit  sollen  die  Institutionen  der
Kulturarbeit  wie  z.  B.  die  Cubus
Kunsthalle, das soziokulturelle Zen-
trum Hundertmeister und die neue/
alte  Feuerwache  Hochfeld  künftig
verbindliche  und  klar  vereinbarte
städtische Förderungen erhalten.

Aber  auch  im  Theaterbereich  sind
positive  neue  Strukturen  ange-
dacht. So sollten die Kinder- und Ju-
gendaktivitäten  im  Theater  weiter
intensiviert werden. Darüber hinaus
ist angedacht, auch das Kinder- und
Jugendtheater  (Reibekuchenthea-
ter)  in  eine  verbindlichere  inhaltli-
che und finanzielle Kooperation mit
dem Theater selbst zu bringen.

Also: Es tut sich etwas in der kom-
munalen Kulturabeit der Stadt Duis-
burg. Der Stillstand ist vorüber und
es gibt gute neue Ansätze. Nun gilt
es, die Vorschläge des Kulturdezer-
nats als  Arbeitsauftrag für  die  Kul-
turpolitik  zu  nehmen  und gemein-
sam die  Kultur  in Duisburg wieder
in Schwung zu bringen.

Gabi Wessel

Gabi  Wessel  ist  Mitglied  der  BV
Süd und arbeitet als Fraktionsrefe-
rentin in der grünen Geschäftsstel-
le.
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Am  12.  März  hat
der  Rat  der  Stadt
den  Schulentwick-
lungsplan  (SEP)
mehrheitlich verab-
schiedet und damit
den  jahrelangen
Stillstand  bei  der

Bildungsplanung in Duisburg been-
det.  In  den  vergangenen  Jahren
wurde  Schulentwicklungsplanung
in  erster  Linie  organisatorisch ver-
standen.  Anlassbezogen,  aufgrund
von statistischen Daten und Trends
wurde  entschieden,  ob  bestimmte
Schulen  eher  ausgebaut  werden
oder auslaufen sollten. Bildungspo-
litische  Überlegungen  wurden  in
diesem Kontext zumeist nicht ange-
stellt.

Diesem eindimensionalen Vorgehen
haben wir gemeinsam mit der CDU
eine Absage erteilt. Bereits in unse-
rem Kooperationsvertrag haben wir
vereinbart,  dass  eine  regelmäßige
inhaltliche  und  sozialräumlich  ak-
zentuierte  Bildungsberichterstat-

tung  eingeführt  werden  muss,  die
mit konzeptionellen Planungen ein-
hergeht.  Der  vorliegende  SEP  ist
nun  die  Umsetzung  dieser  Forde-
rung.

Bemerkenswert ist auch das Verfah-
ren,  das  der  Erarbeitung  des  SEP
zugrunde  liegt.  Alle  Schulformen
sind  im Rahmen  von  Beteiligungs-
runden  einbezogen  worden.  Die
Schulkonferenzen, die Personalräte
und die Nachbarkommunen hatten
rechtzeitig im Vorfeld der abschlie-
ßenden  Beratung  im  Schulaus-
schuss  und  im  Rat,  Gelegenheit
Stellung zu  nehmen.  Alle Stellung-
nahmen sind dokumentiert.

Im Folgenden werde ich die wesent-
lichen  inhaltlichen Eckpunkte  skiz-
zieren und zu einigen Problempunk-
ten Stellung nehmen.

'���&���	�
Ausgehend  von  den  schulpoliti-
schen  Rahmenbedingungen,  z.B.
auf  Landesebene,  einer  Reflexion
bisheriger  Aktivitäten  in  Duisburg
sowie unter Einbeziehung aktueller
bildungsbezogenen  Querschnitts-
themen  und   Herausforderungen
benennt  der  SEP  Schwerpunktset-
zungen und beschreibt notwendige
und  wünschenswerte  Veränderun-
gen.  Als  zentrale kommunale  Ziele

Ratsfrakt ion Duisburg



werden  die  Stärkung  der  Qualität
von Bildung – d.h.  vor allem weni-
ger  Schulabbrüche  und  bessere
Schulabschlüsse  für  alle  Jugendli-
chen  –,  die  optimale  Nutzung des
Schulraums  und der  optimale  Ein-
satz von Ressourcen genannt. 

Neben  der  notwendigen  Datenba-
sis,  die  auch  die  demographische
Entwicklung aufnimmt,  werden  als
Planungsgrundlagen  qualitative
Merkmale berücksichtigt. Hierzu ge-
hören  insbesondere  die  Veranke-
rung  der  jeweiligen  Schule  im
Stadtteil, die Qualität  der  Elternar-
beit  am  Schulstandort,  die  Lern-
und  Sprachstandsdiagnostik  und
die  Qualität  der Schulprogrammar-
beit.

Zu allen Schulformen, die nach Be-
zirken aufgelistet sind, gibt es eine
Maßnahmeplanung, die je nach Pro-
blemlage  mehr  konzeptionell  oder
mehr  schulorganisatorisch  ausge-
richtet ist.  Da die  skizzierten Maß-
nahmen im Sinne einer bildungspo-
litischen Weiterentwicklung bewer-
tet werden sollen und der SEP ins-
gesamt  kein  statisches  Werk  ist,
sondern  fortgeschrieben  werden
muss,  ist  eine  Evaluation  notwen-
dig.  Auch  diesem  Punkt  trägt  der
SEP Rechnung und definiert  im ab-
schließenden Kapitel Maßstäbe für

die Messung der Effizienz und Effek-
tivität  der  Schulentwicklungspla-
nung.  Nur auf dieser Grundlage ist
eine sinnvolle politische Steuerung
in diesem Bereich möglich.

'���$�"��������!�"��""� �
Obwohl es – was nicht verwundert –
zu verschiedenen Aspekten und Ein-
zelmaßnahmen des SEP Kritik gibt,
waren  sich  alle  Fraktionen  im
Schulausschuss außer  der  SPD ei-
nig,  dass es falsch ist, den SEP als
einen  Schulschließungsplan  zu  be-
zeichnen. Diese Sicht wird auch von
der GEW geteilt.

Es  müssen  zwar  wenige  Schulen
aufgelöst  werden.  Bei  Hauptschu-
len  sind  das  zwei,  weil  es  keine
bzw.  viel  zu  wenig  Anmeldungen
gibt. Es soll aber in diesem Zuge ge-
prüft  werden,  was  im Hinblick auf
den Stadtteil mit dem Schulstandort
passieren  kann.  Für  die  Schule  an
der Wiesbadener Straße heißt das,
dass  der  Standort  zur  Erprobung
neuer  Modelle  zur  Förderung  von
bestimmten  SchülerInnengruppen
oder  für  Angebote  der  Jugendhilfe
genutzt werden soll.

Auch für das Clauberg-Gymnasium,
das  aufgrund  des  Drucks  der  Be-
zirksregierung  in seiner bisherigen
Form  nicht  mehr  weiterbestehen
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kann, ist ebenfalls eine Perspektive
entwickelt  worden.  Der  Auflösebe-
schluss,  der  im  Zeitraum  von  vier
Jahren  umgesetzt  werden  soll,  ist
verbunden mit  der Schaffung einer
neugestalteten gemeinsamen Ober-
stufenlandschaft  im  Stadtteil  unter
Einbeziehung  der  Gesamtschule
Neumühl,  des  Elly-Heuss-Knapp-
Gymnasiums  und  des  Sophie-
Scholl-Berufskollegs.  Weitere  de-
taillierte  Beschlüsse  sind  dazu  im
Schulausschuss bereits einstimmig
gefasst worden.


����
Der SEP hält, was er verspricht. Er
ist  als  Rahmenplan  eine  qualitativ

gute Grundlage für die  weitere bil-
dungspolitische Arbeit  in Duisburg,
da  er  Perspektiven  aufzeigt  und
auch  neue  Wege  beschreibt.  Vor
diesem Hintergrund werden wir uns
für den genannten Zeitrahmen noch
mit  vielen  einzelnen  Umsetzungs-
maßnahmen befassen  müssen,  so-
wohl in den Bezirksvertretungen als
auch in der Fraktion. Der Stein dazu
wurde mit dem SEP endlich ins Rol-
len gebracht.

Ingrid Fitzek

Ingrid  Fitzek  ist  Ratsfrau  und stell-
vertretende Vorsitzende des  Schul-
ausschusses.

Ratsfrakt ion Duisburg
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Gemäß  dem jetzt  verabschiedeten
Haushalt wird das strukturelle Defi-
zit in diesem Jahr auf 169 Millionen
�  anwachsen.  Damit  liegt  die  De-
ckungslücke um ca. 60 Millionen  �
höher  als  das  voraussichtliche
Rechnungsergebnis  des  Vorjahres
2006, das bei knapp 110 Millionen �
liegen wird.

Welche Gründe gibt  es  für  diesen
rasanten Anstieg des Defizits? Zum
einen sind sicherlich die Steuerein-
nahmen  vorsichtig  kalkuliert,  die
mit  30  Millionen  �  geringer  ange-
setzt  sind  als  im  letzten  Jahr.  Da
sich die  pessimistischen Erwartun-
gen  angesichts  der  deutlichen
Mehrwertsteuererhöhung  im  Hin-
blick auf die Konjunktur zum Glück
wohl  nicht  bewahrheiten,  dürfte
auch 2007 das Defizit weniger hoch
ausfallen als geplant.

Weil  jedoch  auch  die  Schlüsselzu-
weisungen  um gut  27  Millionen  �
steigen,  muss  das  anwachsende
Defizit  weitere  Ursachen  haben.
Hier sind zum anderen vor allem die
immer  noch steigenden  Kosten  für
den  Sozialbereich  (+15,4  Mio.  � ),
für den Jugendbereich (+7,6 Mio.  �

für erzieherische Hilfen und für die
Kindertageseinrichtungen) sowie die
größeren  Zinslasten  (+14,7  Mio.  �
allein für die Kassenkredite) zu nen-
nen. Insgesamt eine Steigerung um
fast 40 Millionen � !
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Daraus jedoch die Schlussfolgerung
zu ziehen, dass es auf eine Million �
mehr oder weniger Defizit nicht an-
kommt, wie die SPD bei den Haus-
haltsberatungen  argumentiert  hat,
zeugt von deren Verantwortungslo-
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sigkeit. An der Fortführung des von
Schwarz-Grün eingeschlagenen Kon-
solidierungskurses  geht  kein  Weg
vorbei.

Auch wenn sich nicht alle Vorschlä-
ge des  Berger-Gutachtens  realisie-
ren  lassen  werden,  so  schlägt  die
Umsetzung  diverser  Maßnahmen
bereits  in diesem Jahr mit  Einspa-
rungen in Höhe von 11 Millionen  �
zu  Buche.  Ein  durchaus  erfolgrei-
cher  Schritt,  dem  weitere  folgen
müssen. Insbesondere ist nicht ein-
zusehen,  warum es bei den mögli-
chen Sparpotenzialen  in Millionen-
höhe durch einen zentralen Einkauf
nicht voran geht.

Nur  diese  eigenen  Anstrengungen
der  Haushaltsdisziplin  legitimieren
es  aber  auch,  Bund und  Land an
ihre Verantwortung zu erinnern. Es
kann beispielsweise nicht sein, dass
das Land bei den Kosten für die Kin-
derbetreuung spart und sich durch
solche unsozialen Maßnahmen  auf
dem  Rücken  der  Kommunen  und
vor allem der betroffenen Eltern sa-
niert.  Auch  BundespolitikerInnen
betreiben  ja  gerne  dieses  Spiel,
wenn sie den notwendigen Ausbau
der  Kinderbetreuung  fordern,  die
Frage der Finanzierung aber unbe-
antwortet lassen.
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Während  der  Bund  bei  Fortdauer
der guten Konjunktur möglicherwei-
se schon 2009 mit einem ausgegli-
chenen Haushalt  rechnen kann, ist
Duisburg davon noch weit entfernt.
Seit Inkrafttreten der Hartz-Gesetze
haben sich die Zuschüsse der Stadt
in diesem Bereich um mehr als 35
Millionen �  erhöht. Obwohl auch in
unserer  Stadt  die  konjunkturelle
Belebung  langsam  spürbar  wird,
steigen diese Kosten weiter an.

Die Kommunen sind nicht Schuld an
den  sozialen  Entwicklungen  in un-
serem  Land.  Sie  müssen  aber  für
die Folgen finanziell  gerade stehen
und verlieren so den Spielraum da-
für,  den  sozialen  Verwerfungen
wirksam und nachhaltig  zu  begeg-
nen. Wenn diese Probleme, was die
Finanzierung anbetrifft, nicht als ge-
samtstaatliche  Aufgabe  begriffen
werden  und  den  Kommunen  nicht
durch  eine  umfassende  Finanzre-
form die notwendigen Mittel in die
Hand gegeben  werden,  bleibt  eine
Haushaltskonsolidierung  in  weiter
Ferne.

Dass es trotz dieser Rahmenbedin-
gungen uns Grünen zusammen mit
der CDU gelungen ist, u.a. auch so-

Ratsfrakt ion Duisburg
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ziale Akzente in diesem Haushalt zu
setzen  –  wie  der  folgende  Artikel
von  Doris  Janicki deutlich macht –

ist ein Beleg für unsere erfolgreiche
Politik für diese Stadt.

Ralf Krumpholz
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In  der  Ratssitzung
im  November  ver-
gangenen  Jahres
wurde der  Duisbur-
ger Haushalt für das
Jahr  2007  einge-
bracht.  Wir  wissen

alle,  wie  schwierig es  ist,  in einer
Stadt, die von der Bezirksregierung
ein  Haushaltssicherungskonzept
auferlegt  bekommen  hat,  wichtige
soziale Aspekte mit in den Haushalt
aufzunehmen, da es sich bei vielen
Ausgaben um so genannte freiwilli-
ge Leistungen handelt. 

Trotz allem ist  es uns auch in die-
sem Jahr wieder gelungen, gemein-
sam mit unserem Kooperationspart-
ner  wichtige  soziale  Leistungen  in
den Haushalt mit einzubringen. 

Wir hatten gehofft, bei diesen wich-
tigen Belangen für unsere Bürgerin-
nen und Bürger auch von Seiten der
SPD  unterstützt  zu  werden.  Dem
war  allerdings  ganz  und  gar  nicht
so. Das Gegenteil war der Fall. Un-
sere  Anträge  und  die  Vorschläge
der Verwaltung wurden seitens der
SPD  abgelehnt,  um  dann  bei  der

nächsten Sitzung ähnliche Anträge
einzufordern. Insofern war der jetzi-
ge Erfolg für die grünen Sozialpoliti-
kerinnen  und  Sozialpolitiker  keine
leichte Angelegenheit. Dennoch ha-
ben  wir es geschafft,  den  sozialen
Haushalt  in dieser  Stadt  um mehr
als  das  fünffache zu  erhöhen,  als
die  SPD  ihrerseits  vorgeschlagen
hatte.  Das  nenne ich einen  wirkli-
chen Erfolg. 
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Ich möchte an dieser Stelle nur zwei
Beispiele  für  die  Augenwischerei
der  SPD nennen.  So  zum Beispiel
bei der Gesundheitsprophylaxe und
dem Impfschutz für  Kinder  und Ju-
gendliche.  Nachdem  bekannt  wur-
de,  dass  unser  grüner  Dezernent,
Peter  Greulich,  den  Betrag  von  x
Euro in  den  Nachtragshaushalt  für
diese Anliegen in den Haushalt  ge-
stellt hatte, stellte die SPD einen ei-
genen Antrag,  in dem genau diese
Aspekte gefordert  wurden. Die Me-
dien begleiteten diese Farce wieder
äusserst positiv ohne weiter zu re-
cherchieren, ob dieses nicht schon
längst  mit  schwarz-grüner  Hand-
schrift  in den  Haushalt  mit  aufge-
nommen wurde. 

Solche Vorgehensweisen sind fern-

Ratsfrakt ion Duisburg
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ab jeglicher konstruktiver (Medien-)
Politik. 

��2��)�		� ���� �����" ���	��'+����
��������<�	����"� 	����

Genauso  ist  es  auch  bei  meinem
zweiten  Beispiel  gelaufen.  Wieder
gab es einen großen Medienrummel
um die Forderung der SPD eine Mil-
lion für soziale Zwecke in den Haus-
halt zu stellen. Der Ansatz war gut,
allerdings  nicht  wirklich mutig ge-
nug,  da  wir  schon weit  vorher  5,5
Millionen  Euro  für  diese  sozialen

Zwecke und für die Bildungspolitik
in den Topf getan haben. Die einzel-
nen Projekte möchte ich gerne hier
näher erläutern: 

Im vergangenen Jahr wurden die 1,5
Millionen Euro für die Sprachförde-
rung unserer Kinder noch vom Land
zur  Verfügung  gestellt.  Diese  Bil-
dungsinvestition  fortzuführen  war
eine wichtige Aufgabe. Und das ist
uns  trotz  Haushaltssicherungskon-
zept gelungen.  

Das ist ein wichtiger Beitrag für die
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Bildung unserer Schulkinder.  Doch
es ist nur ein Teil, den wir dafür in-
vestieren. Nachdem wir im vergan-
genen Jahr die Offene Ganztagsbe-
treuung in  den  Schulen  auf  einen
festen  Sockel  gestellt  haben,  wer-
den wir in diesem Jahr 900 zusätzli-
che Plätze einrichten. Zudem unter-
stützen  wir  die  kirchlichen  Träger
mit 1,9 Millionen Euro für  ihre Kin-
dereinrichtungen.

Besonders  wichtig  ist  uns  Grünen
die  Sozialarbeit  in  den  Familien.
Auch diese wird in diesem Jahr ge-
fördert und ausgebaut.
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Zum  einen  haben  wir  einen  Topf
von  einer  halben  Million  Euro  für
präventative  Maßnahmen  einge-
richtet. Davon gehen 300.000 Euro
in die Familienförderung und Eltern-
arbeit. 200.000 Euro werden in den
Jugendetat für Jugendschutz einge-
stellt.  Damit  werden  kommunale
Präventionsprogramme  entwickelt,
die  sowohl  junge  Menschen  als
auch deren Eltern stark machen sol-
len.  Sie  sind  somit  Grundlage  für
eine  Prävention  gegen  Gewalt  an
Kindern und Jugendlichen. 

Weiterhin  hat  sich  Schwarz-Grün

dafür eingesetzt, dass die Zuschüs-
se der  freien Träger  in der Kinder-
und Jugendarbeit nicht pauschal ge-
kürzt  werden,  sondern  dass  diese
Mittel in Höhe von 70.000 Euro für
die  Jugendarbeit  in der Duisburger
Innenstadt verwendet werden. 

Das Jugendamt wird in diesem Jahr
durch  die  Aufstockung  des  Allge-
meinen Sozialen Dienstes gestärkt.
Zehn Stellen werden in diesem Be-
reich  eingerichtet.  Der  Etat  wurde
dafür  um  800.000  Euro  erweitert.
Auch hier verhielt  sich die SPD äu-
ßerst  destruktiv  und  stellte  später
einen Antrag, der 15 Stellen für den
Allgemeinen  Sozialen  Dienst  for-
dert.  Damit  waren  wir  kurz  davor
ein sehr wichtiges Anliegen zu zer-
reden, anstatt gemeinsam Wege zu
finden, wie wir Familien, Kinder und
Jugendliche fördern können. 
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Auch  mit  der  Einrichtung  des  Ju-
gendparlamentes  zeigen  wir,  dass
uns  daran  gelegen  ist,  die  Rechte
der Jugendlichen zu stärken. Dieses
Jugendparlament wird noch in  die-
sem  Jahr  seine  Arbeit  aufnehmen
und ich freue mich sehr, dass damit
eine alte grüne Idee realisiert wird. 

Ratsfrakt ion Duisburg
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Eine weitere uralte grüne Forderung
ist  ein  Sozialbericht  für  unsere
Stadt.  Diesen  fordern  die  Grünen
seit ungefähr 15 Jahren. Nichts der-
gleichen ist in der ganzen Zeit  pas-
siert.  Doch  die  Zeiten  haben  sich
geändert  und  nun  werden  wir  im
Mai  einen  ausführlichen  Sozialbe-
richt  vorgelegt  bekommen.  Trotz
der  eben  erwähnten  negativen  Er-
fahrungen  mit  der  SPD hoffe  ich,
dass auch die Sozialdemokratinnen
und  Sozialdemokraten  gemeinsam
mit uns an dieser Grundlage arbei-
ten. Denn gerade bei diesen Belan-
gen müssen wir zum Wohle unserer
Bürgerinnen  und Bürger  einen  ge-
meinsamen  Weg  gehen  und  eine
gemeinsame Linie finden. 
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Auch bei der Frauenpolitik konnten
wir in diesem Jahr nicht nur Beste-
hendes sichern, sondern noch Neu-
es mit  initiieren. Trotz Haushaltssi-
cherungskonzept  haben  wir  auch
dieses Jahr wieder 60.000 Euro für
die Duisburger Frauenhäuser in den
Haushalt  einstellen  können.  Dane-
ben kann die Beratungsstelle „Frau-
en  helfen  Frauen“  ab  2007  aber
auch  auf  einen  Betriebskostenzu-
schuss von  10.300 Euro  zugreifen,
der die Neueröffnung einer Frauen-

beratungsstelle im Duisburger Nor-
den ermöglicht. 

Den  Grünen  war  es  schon  immer
wichtig, die freie Kulturszene in un-
serer Stadt zu fördern. Und auch in
diesem Jahr ist es gelungen, unsere
vier kulturellen Orte in Duisburg – das
Hundertmeister,  die  Feuerwache,
die Cubus-Kunsthalle und das Kom-
ma  Theater  –  weiterhin  zu  unter-
stützen und den Erhalt dieser wich-
tigen  Kultureinrichtungen  zu  si-
chern. 
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Wir  hatten  gehofft,  dass  wir  auch
über  die  freie  Kulturszene  hinaus
fraktionsübergreifende konstruktive
Kulturpolitik für unsere Stadt mani-
festieren können. Leider haperte es
auch dabei wieder am unreflektier-
ten  Widerstand  der  SPD,  bis  hin
zum Boykott  der  Gremien,  die  die
geplante  Neuorganisation  der  Kul-
turbetriebe  auf  eine  gute  Schiene
setzen  möchten.  Ich  bin  mir  aller-
dings  sicher,  dass es uns  gemein-
sam  mit  dem  zuständigen  Dezer-
nenten Karl Janssen gelingen wird,
wichtige Eckpfeiler für die Duisbur-
ger Kultur zu manifestieren. Wir hat-
ten in der gleichen Ratssitzung am
12. März die Planungen für die Zu-
sammenlegung der Volkshochschu-
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le  mit  der  Stadtbücherei  und  dem
dazu neuintegrierten NS-Dokumen-
tationszentrum im ehemaligen Boe-
ckerhaus  mit  äußerstem Wohlwol-
len zur Kenntnis genommen.

Ebenfalls  in  dieser  Sitzung  hatten
wir uns mit dem Schulentwicklungs-
plan  beschäftigen.  Auch  dieser
Schulentwicklungsplan  zeigt  mal
wieder,  dass  jahrelange  Forderun-
gen  nach  Orientierungs-  und  Pla-
nungshilfen, die nicht nur uns Politi-
kerinnen und Politikern helfen, son-
dern auch unter anderem den Leh-
rerverbänden,  noch  in  der  ersten
Hälfte dieser Legislaturperiode um-
gesetzt werden können. 
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Dem gegenüber  hat die SPD ledig-
lich  festgestellt,  dass die  Duisbur-
ger  Schulen  in  einem  bedauerns-
wert maroden Zustand sind. Diesbe-
züglich möchte ich festhalten, Schu-
len  werden  nicht  innerhalb  von
zweieinhalb  Jahren  marode.  Diese
Schulen sind über die letzten Jahr-
zehnte  marode geworden  und wir
wissen natürlich, wer in den vergan-
genen Jahrzehnten für die Schulpo-
litik verantwortlich war. 

Aber wir haben in den vergangenen
zweieinhalb Jahren auch noch mehr
in  die  Wege  geleitet.  Und  damit
komme ich abschließend zum The-
ma Integrationspolitik. Auch in die-
sem  Bereich  hatte  die  SPD  einen
Antrag vorgelegt,  der  40.000  Euro
für  die Migrationskultur  einfordert.
Jedoch hatte ich ja schon zu Beginn
des Artikels erwähnt, dass die SPD
nicht  mutig  genug  ist.  Wir  hatten
diesen  Antrag  positiv  aufgegriffen
und  den  Betrag  auf  60.000  Euro
aufgestockt.  Daneben  haben  CDU
und  Grüne  mit  Gaziantep  endlich
eine Partnerstadt in der Türkei. Das
alleine  reicht  natürlich noch  lange
nicht. Deswegen haben wir ja schon
in unserem Wahlprogramm die For-
derung nach einem Amt für Integra-
tion aufgestellt. Dieses Amt wird in
Kürze seine Arbeit  aufnehmen und
wir  hoffen  auf  positive  Begleitung
aller Fraktionen. In einer der nächs-
ten Ausgaben des Grünen Duisburg
werden  wir  ausführlich  über  den
Stand des Migrationsamtes berich-
ten.

Doris Janicki

Doris  Janicki  ist  1.  Bürgermeisterin
und stellvertretende Fraktionsvorsit-
zende  sowie  sozialpolitische  Spre-
cherin der grünen Ratsfraktion.
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Der  Fraktionsvorstand  tagt  immer
montags ab 17.00 Uhr im Rathaus.

Der Hauptarbeitskreis (HAK) Migra-
tion 14tägig dienstags ab 17.00 Uhr
im Rathaus.

Die Gesamtfraktion, der HAK Sozia-
les (mit  den Themen Arbeit, Sozia-
les,  Gesundheit,  Kultur,  Schule,

Jugend und Sport), der HAK Umwelt
(Umwelt,  Verkehr,  Stadtentwick-
lung,  Wirtschaft,  Entsorgung,  Im-
mobilien)  und  der  HAK  Bezirks-
vertretungen  im  Wechsel  immer
mittwochs ab 17.00 Uhr im Rathaus.

Interessierte  sind  herzlich  einge-
laden!

Genaue  Termine  bitte  in  der
Geschäftsstelle  (Telefon:  0203  –
33 00 39) erfragen.

Ratsfrakt ion Duisburg
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Norbert Knabben

Stellvertretendes Mitglied
im Ausschuss für Arbeit,
Soziales und Gesundheit

Stellvertretendes Mitglied
im Aufsichtsrat der
Deutschen Oper am Rhein
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Als Gründungsmitglied der Grünen stellt sich eher die Fra-
ge, warum bist du immer noch Mitglied bei den Grünen?
Ehrlich gesagt, kann ich mir als jemand, der seit seinem
sechzehnten  Lebensjahr  aktiv  ins  politische Geschehen
eingegriffen  hat, ein Leben ohne Politik nicht vorstellen.
Dass das nicht immer nur Spaß macht und man manchmal
Niederlagen einstecken oder einfach nur erkennen muss-
te: Dass die Verhältnisse einfach nicht so sind…, versteht
sich von selbst.
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Außer  dem Stammtisch im Finkenkrug,  schwimmen und
sonnen beim DSV 98 in Wedau, am Lagerfeuer in Branden-
burg sitzen und ins Feuer stieren (da darf man das noch)
und last but least meine Liege auf dem Balkon.

9�"�����"����2�+�������������/ 	���������"�>
Kulturelle  Veranstaltungen organisieren und Spaß daran
haben, wenn es anderen gefällt. Dann singe ich sehr gerne
und viel und unterrichte auch Gesang.  Am 26.  April  bin
auch wieder live zu hören bei einem Konzert in der VHS
mit Liedern und Chansons.  Wenn böse Menschen keine
Lieder  haben,  muss  ich  wohl  ein  lieber  Mensch  sein…
okay, meistens.
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• Name: Norbert

Knabben
• Geboren am

21.08.1952 in
Möllen am
Niederrhein,
dort auch auf-
gewachsen
und eine schö-
ne Kindheit
und Jugend
verbracht

• Im Alter von 21
Jahren nach
Mülheim/Ruhr
der schulischen
Weiterbildung
wegen

• Zivildienst in
Mülheim/Ruhr

•  Studium an der
GHS in Duis-
burg

•  Von Mülheim/
Ruhr nach
Duisburg und
seitdem tief im
Westen der
Republik ver-
wurzelt. Studi-
um, Arbeiten,
Leben in Duis-
burg heißt für
mich: Ich liebe
Duisburg und
leide an Duis-
burg (manch-
mal!)


